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MEHR DEMOKRATIE   
WIR BAUEN MITBESTIMMUNG AUS
Wir in NRW sind vielfältig und verschieden – und dabei gleich an Rechten und Wür-
de. Bei uns sollen alle ohne Angst verschieden sein und sich frei entfalten können.  
Demokratie ist nie fertig, sie ist immer in Bewegung. Es gibt viel zu tun: Kinder und Ju-
gendliche sollen über ihre Zukunft mitentscheiden können, statt nur vom Spielfeldrand 
zuzuschauen. Deshalb senken wir das Wahlalter auf 16 Jahre. Frauen steht die Hälfte der 
Macht in unserem Land zu, auch in unseren Parlamenten. Wir bereiten noch viel mehr 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte den Weg zur Wahlurne. Wir stärken queeres 
Leben und die Vielfalt unserer Zivilgesellschaft, indem wir den „Aktionsplan für queeres 
Leben“ weiterentwickeln und konsequent umsetzen.

NEUE POLITIK DER BETEILIGUNG UND DES DIALOGS
Demokratie lebt vom Mitmachen! Beteiligung hilft uns, Lösungen zu finden, von denen 
alle profitieren. Wenn die Alltagserfahrung und das Wissen der Bürger*innen einfließen, 
werden politische Entscheidungen besser. Wir stehen vor großen gesellschaftlichen 
Umbrüchen und NRW wird gleichzeitig immer vielfältiger. Diese Veränderungen beglei-
ten wir mit einer Kultur der Beteiligung. Wir stärken die direktdemokratischen Elemente 
unserer Landesverfassung: Wir berufen Bürger*innenräte zu ausgewählten Zukunftsthe-
men ein. Zudem erleichtern wir direkte Demokratie, indem wir die Mindestanzahl ein-
zureichender Unterschriften für Begehren und Initiativen reduzieren. Und indem wir die 
direktdemokratische Mitbestimmung bei deutlich mehr Themen ermöglichen. Sich auf 
Kundgebungen für eine Sache einsetzen zu dürfen, ist ein zentraler Bestandteil unserer 
Demokratie. Wir wollen ein Versammlungsrecht, das Versammlungen in NRW ermöglicht 
und schützt.

ERNST NEHMEN, WEM DIE ZUKUNFT GEHÖRT:  
KINDERN UND JUGENDLICHEN
Kinder und Jugendliche haben das Recht, über die Welt, in der sie leben und über ihre 
Zukunft mitzuentscheiden. Politik darf nicht auf Kosten der nächsten Generationen  
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gehen. Mit einem verbindlichen Jugendcheck prüfen wir die Gesetzesentwürfe darauf-
hin, wie sie das Leben von jungen Menschen beeinflussen. In den Kitas und Schulen 
sollen Beteiligungskonzepte so verankert und verlässlich gelebt werden, dass Kinder 
Demokratie von Beginn an erfahren und in ihrer Selbstwirksamkeit gestärkt werden 
können.

FÖRDERUNG VON SELBSTBESTIMMUNG UND GLEICHSTELLUNG
Gleichstellung ist eine Querschnittsaufgabe, denn sie berührt alle politischen und ge-
sellschaftlichen Bereiche. Frauen verdienen gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit. Wir 
nutzen die Möglichkeiten der Landespolitik, um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
zu stärken, gläserne Decken auch im öffentlichen Dienst zu durchstoßen und endlich 
Parität in den Parlamenten einzulösen. Wir setzen Gleichberechtigung in allen gesell-
schaftlichen Bereichen um und stellen sicher, dass öffentliche Investitionen allen Ge-
schlechtern gleichermaßen zugutekommen. Gewalt und Diskriminierung gegen Frauen 
und genderqueere Personen werden wir entschieden bekämpfen, indem wir das Schutz- 
und Unterstützungssystem weiter ausbauen.

QUEERES LEBEN – SELBSTBESTIMMT UND DISKRIMINIERUNGSFREI
Lesben, Schwule, bisexuelle, trans*, inter*, nicht binäre und queere Menschen (LSBTIQ*) 
sollen bei uns selbstbestimmt und sichtbar leben können. Deshalb stärken wir die Ar-
beit für Akzeptanz und gegen jede Form von Ausgrenzung und Hass. In einem Landes-
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GLEICHSTELLUNG UMSETZEN, VEREINBARKEIT 
VON FAMILIE UND BERUF STÄRKEN SOWIE 

PARITÄT IN DEN PARLAMENTEN HERSTELLEN

BÜRGER*INNENRÄTE FÜR ZUKUNFTSTHEMEN EINBERUFEN



33

WAHLALTER FÜR LANDTAGSWAHLEN AUF 16 JAHRE 
ABSENKEN, EU-BÜRGER*INNEN AN LANDTAGSWAHLEN 

TEILNEHMEN LASSEN, KOMMUNALES WAHLRECHT AUF ALLE 
MENSCHEN, DIE DAUERHAFT HIER LEBEN, AUSWEITEN

EIN ANTIDISKRIMINIERUNGSGESETZ 
EINFÜHREN UND DIE ARBEIT GEGEN 
RECHTSEXTREMISMUS STÄRKEN

„AKTIONSPLAN FÜR QUEERES LEBEN“ 
WEITERENTWICKELN UND KONSEQUENT UMSETZEN 

antidiskriminierungsgesetz geben wir Betroffenen und Verbänden das Recht, rechtlich 
gegen Diskriminierung vorzugehen. Mit der Weiterentwicklung des „Aktionsplans für 
queeres Leben“ sorgen wir für Gleichstellung durch Aufklärung und Bildung.

VIELFALTS-UPDATE FÜR UNSERE DEMOKRATIE
Vielfalt und NRW sind untrennbar miteinander verknüpft. Vielfalt ist eine Chance und 
gleichzeitig manchmal auch herausfordernd. Sie zu gestalten und Konflikte auszuhan-
deln, begreifen wir als unseren politischen Auftrag. Schon viele Male ist unser Land 
über sich hinausgewachsen, um Einwander*innen und Geflüchtete willkommen zu hei-
ßen. Unser Land wird durch Einwanderung reicher. Wer hier lebt, soll das Recht haben, 
unsere Gesellschaft mitzugestalten. Wir sorgen dafür, dass jede und jeder sich aktiv am 

politischen Prozess beteiligen kann. Auch Bürger*innen aus anderen 
EU-Staaten sollen das Recht bekommen, an Landtagswah-

len teilzunehmen. Ausländer*innen aus Nicht-EU-
Staaten, die seit langem in NRW leben, erhalten 

das kommunale Wahlrecht. Zudem erweitern 
wir die sprachliche Vielfalt, insbesondere 

in öffentlichen Institutionen.
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EIN STAAT,  
DER EINFACH FUNKTIONIERT
Nordrhein-Westfalen hat in den letzten Jahren schwere Krisen erlebt: das Hochwasser, 
die Corona-Pandemie und ihre Folgen. In der Krise zeigt sich, wer wir sind. Ob wir vor-
ausschauend handeln oder Dienst nach Vorschrift tun – das ist eine Frage von Verant-
wortungsübernahme, Führung und von funktionierenden Strukturen. Deshalb ist Vorsor-
ge unser politisches Leitprinzip. Gerade in diesen Zeiten ist es wichtig zu wissen: Der 
Staat schützt mich. Der Staat muss zugleich dafür ausgestattet werden, dass er auch auf 
Unvorhergesehenes reagieren kann.

ATTRAKTIVE ARBEITSBEDINGUNGEN IM ÖFFENTLICHEN DIENST
Ob in Schulen, bei der Polizei, in Gerichten oder im Gesundheitsamt – gut ausgebildete 
und motivierte Mitarbeitende sind das Fundament eines Staates. Damit der Staat funkti-
oniert und handlungsfähig bleibt, müssen wir hier in unsere Zukunft investieren. Derzeit 
sind ca. 20.000 Stellen in der Landesverwaltung unbesetzt. Unsere Behörden bestehen 
den harten Wettbewerb um die besten Köpfe nur, wenn die Arbeit in den Ämtern und 
Einrichtungen attraktiver wird. Das erreichen wir mit neuen Rahmenbedingungen für 
die Arbeit im öffentlichen Dienst. Den Kern bildet dabei ein Lebensarbeitszeitkonto: 
Beschäftigte des öffentlichen Dienstes erhalten eine flexible wöchentliche Arbeitszeit, 
um damit früher in Pension gehen zu können. Oder um eine Auszeit zu nehmen – bei-
spielsweise um sich um Kinder oder ältere Angehörige kümmern zu können. 

BEHÖRDENGANG DIGITAL ODER ALS VOR-ORT-TERMIN
Wir investieren in den bürgerfreundlichen, effektiven Staat mit einfacheren, grundsätz-
lich digitalen Verfahren. Daneben bleiben der direkte Kontakt und Vor-Ort-Termine bei 
den Behörden für viele Menschen wichtig – sie müssen natürlich weiterhin möglich 
sein. Nur mit einer zukunftsfähig aufgestellten Verwaltung kann der Staat die vielen 
an ihn gerichteten Ansprüche und Aufgaben erledigen. Das Land unterstützt die Kom-
munen bei der Einführung digitaler Verfahren und der entsprechenden Software, damit 
kein Flickenteppich entsteht, auf dem jede Kommune sich gezwungen sieht, ihre eigene 
Lösung zu entwickeln.
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GEWAPPNET FÜR DIE NÄCHSTE KRISE
Unser Land befindet sich seit einigen Jahren im Krisenmodus: Die Pandemie, das verhee-
rende Hochwasser im letzten Sommer. Diese Krisen und die weiteren Auswirkungen der 
Klimakrise beeinträchtigen unser aller Leben. Und sie decken schonungslos auf, wo Po-
litik und Verwaltung Nachholbedarf haben. Die Herausforderungen werden angesichts 
der Erderhitzung in Zukunft noch größer. Wir versetzen die Politik und die Verwaltung 
in die Lage, vorausschauend und planvoll zu handeln. Wir machen Vorsorge zu unserem 
Leitprinzip. Dazu brauchen wir eine bessere Kultur der Zusammenarbeit und des Infor-
mationsaustausches zwischen einzelnen Behörden. Zur vorausschauenden Politik ge-
hören auch Katastrophenschutzbedarfspläne und mehr Investitionen in die Forschung. 
Nur wer gut vorbereitet ist, kann planvoll handeln und Schaden abwenden. Deshalb gilt 
für uns: Wissenschaft und Forschung legen eine wichtige Grundlage für unsere Politik, 
sei es beim Klima oder in Pandemien.

DIGITALE VERFAHREN FÜR ALLE 
BEHÖRDENGÄNGE ERMÖGLICHEN

VORSORGE ZUM LEITPRINZIP IN DER 
KRISENBEWÄLTIGUNG MACHEN

ATTRAKTIVITÄT DES ÖFFENTLICHEN DIENSTES 
DURCH LEBENSARBEITSZEITKONTEN STEIGERN 

LANDESEINHEITLICHES KONZEPT FÜR EINFÜHRUNG 
DIGITALER VERFAHREN IN KOMMUNEN REALISIEREN



Bei der Landtagswahl am 15. Mai 2022 
geht es um die Zukunft Nordrhein-West-
falens. Es geht darum, ob wir den Krisen 
unserer Zeit weiter mühsam hinterher-
stolpern – oder ob wir mit einer Politik, 
die Vorsorge zum Leitprinzip macht, auch 
zukünftig selbstbestimmt Handeln kön-
nen. Mit Ihren Stimmen entscheiden Sie, 
in welche Richtung Nordrhein-Westfalen 
in den nächsten fünf Jahren und darüber 
hinaus steuert. Wir GRÜNE wollen die Zu-
kunft fest in den Blick nehmen und den 
Wandel, in dem wir alle bereits stecken, 
mutig und voller Optimismus angehen. 

Ja, die Herausforderungen, vor denen 
wir stehen, sind groß. Aber sie stecken 
auch voller Chancen – wenn wir sie recht-
zeitig nutzen. Die aktuelle schwarz-gelbe 
Landesregierung hat genau das nicht ge-
tan. 

Das wollen wir ändern. Wir wollen zu-
sammen mit den vielen klugen Menschen 
im Land, mit der Wirtschaft und den zahl-
reichen Verbänden und Initiativen das Po-
tenzial Nordrhein-Westfalens zum Wohle 
aller heben. Klimaneutralität, soziale Ge-
rechtigkeit und eine Politik, die agiert und 
nicht nur reagiert – das ist unser Angebot. 
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VON HIER AN ZUKUNFT.

VON HIER 
AN GRÜN.

Bei der Landtagswahl kommt es auf jede und jeden Einzelnen an. 
Deshalb: Am 15. Mai GRÜN wählen! 
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